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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 0 0  

vom 22. August 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre Dr. D e u t s c h, E l d e r s c h, Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  (beurlaubt) und 

Ing. Z e r d i k  sowie die Unterstaatssekretäre G l ö c k e l  (beurlaubt) und P f l ü g l. 

 

Zugezogen: 

vom Staatsamte für Finanzen: Sekt.Chef Dr. G r i m m. 

 

Vorsitz: Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 15.00 – 18.00 

 

Reinschrift (15 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

10. Personalsitzung, Protokoll (12 Seiten, zweifach), Konzept, Beilagen der Staatsämter (fol. 

194) 

 

Inhalt: 

1. Bestätigung der Wahl von Funktionären der Landeskulturräte für Niederösterreich 

und für Vorarlberg. 

2. Gewährung eines Kredites zur Fortführung der Wiederaufbauarbeiten im Bezirke 

Lienz einschließlich der Gebiete Innichen und Sexten. 

3. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des 

Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung. 

4. Schleppgleisanlage in Bruck a.d. Mur; Behandlung als begünstigter Bau. 

5. Eingliederung der Marine-Sektion in das liquidierende Kriegsministerium. 

6. Gesetzentwurf über die Aufhebung der Steuerbegünstigung für Alkohol zur 

Herstellung von Heilmitteln. 

7. Einmaliger Zuschuss für Pensionsparteien. 

                                                 
1  Weiters war ein Schriftführer anwesend. 
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8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen über Änderungen in der 

Organisation der Finanzverwaltung.2 

 
α P a u l: Aufklärung über die Kohlensache in der Presse.  

Gestern hat mich ein Redakteur der Presse aufgerufen und mich gefragt, was ich dazu sage, dass eine fremde 

Mission der Presse eine Erklärung übermittelt hat, worin mitgeteilt wird, dass die Belege, welche die Tschechen 

für die richtige Ablieferung der Kohle von der Mission überprüft und richtig befunden wurden und daher die alte 

österreichische Schlamperei daran schuld ist, dass keine Kohle da ist.  

Ich habe gesagt, dass ich, wenn die Sache in der Presse erscheint, die Sache dem Auswärtigen Amt 

übergeben werde. Die französische Militärmission ist bei mir erschienen und hat die Sache leidlich besprochen. 

Sie hat nur erbeten, dass wir noch heute die Daten geben, damit auf die Tschechen ein Druck ausgeübt wird.  

Die französische Mission hat .... 

Ich habe geantwortet ...3 

Ich verlange, dass Ippen eine Note an die französische Mission richtet, worin mitgeteilt wird, dass wir mit 

Rücksicht auf die Mitteilungen der Presse genötigt sind, ihr die Daten zu liefern und nehmen an, dass die 

französische Mission loyal genug sein wird, den Vorwurf zurückzunehmen.  

Ippen einverstanden und nur gesagt, dass man die französische Militärmission nicht angreift, da die Sache 

von Allizé ausgegangen ist. Er sei auch von seinen eigenen Herren dahin instruiert worden, dass er ganz 

unrichtig berichtet gewesen sei und auch nur die amerikanische Mission tangiert sein könnte. Die Note wurde 

von mir verfasst und Ippen wird sie heute Nachmittag übergeben und verlangen, dass Allizé die Sache in der 

Presse ordnet, andernfalls müsste das Amt für Äußeres oder ich die Sache so darstellen wie sie ist.  

B a u e r: Ich stelle keine weiteren Anträge mit Rücksicht auf die gegenwärtige Situation und die 

Abwesenheit des Staatskanzlers. Ich bin mit dem, was Paul gemacht hat, einverstanden. Es ist aber unerträglich, 

dass wir dulden, dass eine ganze Reihe von Zeitungen im Dienste fremder Regierungen steht.  

P a u l: Wenn Allizé nicht widerruft, würde ich für meine Person einen Artikel in die Zeitung geben.  

B a u e r: Ich glaube, dass Ippen dem Staatskanzler einen eingehenden Bericht erstatten soll, weil R. 

vielleicht Gelegenheit hat, direkt aufzuklären.  

Zur Kenntnis.4 α 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Antrag des StA f. Land- und Forstwirtschaft auf Bestätigung der 

Wahl von Funktionären der Landeskulturräte für NÖ und Vbg. (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Antrag auf Gewährung eines Kredites zur Fortführung der 

Wiederaufbauarbeiten im Bezirk Lienz einschl. Innichen und Sexten (3 Seiten) 

                                                 
2  Vor dem ersten Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm die Behandlung einer Materie auf, die nicht in 

die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
3  Jeweils Auslassungen im Stenogramm. 
4  Am Ende des gesamten Stenogramms findet sich noch folgende Wortmeldung Pauls, die thematisch zu dieser 

Materie passt. 
„P a u l: Ippen hat mitgeteilt, dass Allizé den vollständigen Rückzug angetreten und es nicht weitergegeben 
hat und der Text der Note, die man an ihn richten wollte, morgen als Kommuniqué erscheint.“ 
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Beilage zu Punkt 3 betr. geänderte Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung 

der Verwaltung des Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung 

(1 Seite) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vortrag über die Erklärung der geplanten Verbindung der 

Schleppgleisanlage der Industriebahn der Oberdorfer Magnesitwerke mit der Südbahn als 

begünstigter Bau (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Antrag des StA f. Finanzen auf Eingliederung der Marinesektion in 

das liquidierende Kriegsministerium (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Gesetzesvorlage der Staatsregierung über die Aufhebung der 

Steuerbegünstigung für Alkohol zur Herstellung von Heilmitteln samt Bemerkungen (2 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Antrags des StA f. Finanzen ad Zl. 52.275/1919 auf einen einmaligen 

Zuschuss für Pensionsparteien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Entwurf der Vollzugsanweisung des StA. f. Finanzen über 

Änderungen in der Organisation der Finanzverwaltung (2 Seiten) 

 

1. 

Bestätigung der Wahl von Funktionären der Landeskulturräte für Niederösterreich und für 

Vorarlberg. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dem 

Präsidenten der Nationalversammlung die Bestätigung der Wahlen des Landtagsabgeordneten 

Karl L i s t  zum Präsidenten, sowie des Nationalrates Rudolf G r u b e r  und 

Landtagsabgeordneten Oberrevidenten Franz C h r i s t o p h  zu Vizepräsidenten des 

Landeskulturrates für Österreich unter d. Enns und des Landwirtes und Oberlehrers i.R. Josef 

Anton H i l l b r a n d  in Innerbraz zum Präsidenten, sowie des Landwirtes und Altvorstehers 

Gottlieb B e c h t e r  in Hittisau und des Ing. Ernst W i n s a u e r  in Dornbirn zu 

Vizepräsidenten des Landeskulturrates für Vorarlberg vorschlagen zu dürfen, 

 

2. 

Gewährung eines Kredites zur Fortführung der Wiederaufbauarbeiten im Bezirke Lienz 

einschließlich der Gebiete Innichen und Sexten. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  teilt mit, dass die Landesregierung in Innsbruck 

an das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten das dringende Ersuchen 

gerichtet habe, ihr für den Wiederaufbau im Bezirke Lienz den Betrag von 500.000 K 
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ehestens zur Verfügung zu stellen. Dieser Betrag würde in erster Linie und wohl zur Gänze 

für den Wiederaufbau von Innichen und Sexten benötigt werden, da diese Orte als 

Hauptschadensgebiete des Bezirkes Lienz zu bezeichnen seien. 

Mit Rücksicht auf die weitgehende Zerstörung dieser Orte sei auf Grund der mit Beschluss 

des Kabinettsrates vom 13. Juni 1919 erteilten Ermächtigung für Wiederaufbauarbeiten und 

Holzeinkäufe in Tirol ein Betrag von 200.000 K der Landesregierung zur Verfügung gestellt 

und von dieser mit verschiedenen Arbeiten so insbesondere mit dem Bau einer Schule und 

eines Gemeindehauses in diesen Orten begonnen worden. Diese Arbeiten gelangen nun unter 

Heranziehung von Arbeitern aus dem zweifellos deutschösterreichischen Teile von Tirol zur 

Ausführung. 

Wenn auch der erwähnte Landesteil (Innichen und Sexten) dermalen von den Italienern 

nicht besetzt sei, so solle er doch gemäß dem Friedensvertragsentwurfe künftig unter 

italienische Hoheit gestellt worden und es könne daher der Anschauung, die vom Staatsamte 

für Finanzen vertreten wird, dass von der Bewilligung weiterer Kredite für dieses strittige 

Gebiet abgesehen werde, eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden. 

Würden nun für den Wiederaufbau von Innichen und Sexten keine weiteren Kredite zur 

Verfügung gestellt werden, so müssten selbstverständlich diese Wiederherstellungsarbeiten 

sofort sistiert werden. Die Folge hievon wäre, dass die dort beschäftigten Arbeiter und 

Handwerker beschäftigungslos werden würden und auch den dabei beteiligten Lieferanten die 

Verdienstmöglichkeit entzogen werden würde. Da es sich nun bei allen diesen Beschäftigten 

um deutschösterreichische Staatsbürger handle, so würde bei den hiedurch Betroffenen wohl 

das Gefühl Platz greifen, dass ihnen die Fürsorge ihres Heimatslandes schon zu einem 

Zeitpunkte entzogen wird, wo noch nicht entgiltig feststeht, ob das betreffende Gebiet 

tatsächlich unter italienische Staatshoheit kommen oder dem Mutterlande erhalten bleiben 

wird. Schließlich sei noch zu erwähnen, dass die erwähnten Gebiete – selbst wenn sie derzeit 

an Italien abgetreten werden müssten – vielleicht doch in absehbarer Zeit wieder 

Deutschösterreich angehören werden und daher die für die jetzt dort durchzuführenden 

Arbeiten nötigen Mittel als keine unbedingt verlorenen Ausgaben Deutschösterreichs 

angesehen werden müssen. Es sprächen sohin auch mehrfache Erwägungen dafür, dem 

Ansuchen der Landesregierung in Innsbruck stattzugeben. 

Um nun den beiderseitigen Argumenten Rechnung zu tragen, werde ein Ausweg darin 

gefunden werden können, dass der Landesregierung Innsbruck nicht der voll angesprochene 

Betrag von 500.000 K, sondern gegenwärtig nur ein Betrag von 200.000 K überwiesen wird, 

mit dem voraussichtlich die Bautätigkeit während eines weiteren Monates gesichert werden 
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könne. Sollte im Zeitpunkte der Erschöpfung dieses Teilkredites die Sachlage dahin geklärt 

sein, dass Innichen und Sexten aus dem deutschösterreichischen Hoheitsgebiete 

ausgeschieden werden müssten, so entfalle von selbst eine weitere Flüssigmachung von 

Krediten. Sollte jedoch bis zu diesem Zeitpunkte noch keine Klärung der Verhältnisse 

eingetreten sein, so werde es dann dem Kabinettsrate neuerdings überlassen sein, die weiteren 

Beschlüsse zu fassen. 

Der sprechende Unterstaatssekretär stelle daher den Antrag, dass der Landesregierung in 

Innsbruck zur Fortführung der Wiederaufbauarbeiten im Bezirke Lienz einschließlich der 

Gebiete Innichen und Sexten zunächst ein weiterer Betrag von 200.000 K sofort telegraphisch 

überwiesen werde. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  beantragt, der Kabinettsrat wolle grundsätzlich 

aussprechen, dass es die Finanzlage des Staates nicht gestatte, Gemeinden, von denen es nicht 

feststehe, dass sie zu Deutschösterreich gehören werden, Subventionen oder Indemnitäten zu 

erteilen: gleichzeitig aber wolle der Kabinettsrat beschließen, um den im vorliegenden Falle in 

Betracht kommenden Gemeinden ein Entgegenkommen zu beweisen, dass der 

Landesregierung zu dem gedachten Zwecke ein Betrag von etwa 60.000 K überwiesen 

werde.5 

Staatssekretär Dr. B a u e r  glaubt, dass die Beschlussfassung bis zu dem binnen kurzem 

zu gewärtigenden Einlangen der definitiven Friedensbedingungen aufzuschieben wäre; sollte 

Sexten und Innichen zu Italien gelangen, so wäre dann mit Rücksicht auf unsere Finanzlage 

von der Subventionierung schon wegen des Präjudizes abzusehen.6 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei und beschließt die Vertagung der 

Beschlussfassung. 

 

3. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des Telegraphen-, 

                                                 
5  Anstelle der Wortmeldung von Schumpeter finden sich im Stenogramm folgende Wortmeldungen: 

„S c h u m p e t e r: Dieser Punkt wurde schon vom Staatsamt für Finanzen auf die Tagesordnung gestellt, 
weil dem Wunsch Schriffls (?) nicht glatt Folge gegeben oder abgelehnt wurde, da die beiden Orte nicht 
mehr zu uns gehören. Das Finanzamt würde sich der allgemeinen Meinung fügen können. Aber es kann das 
nicht zum Prinzip sein. Aber viele Gemeinden könnten kommen.  
Der Kabinettsrat müsste aussprechen, dass die finanzielle Lage des Staates so ist, dass Gemeinden, die nicht 
zu Deutschösterreich gehören, subventioniert werden. Dass aber im Falle Sexten ausnahmsweise ein 
Entgegenkommen bewiesen werde, aber nicht die Summe von 200.000, sondern ca. 50.-60.000 K.  
E l l e n b o g e n: Es würde sich nur um eine Refundierung bereits ausgegebener Beträge handeln.“ 

6  „Nächste Woche wird man glatt ja oder nein sagen. 
S c h u m p e t e r: Ziehe meinen Antrag zurück. 
E l l e n b o g e n: Man kann warten. 
Vertagung.“ 
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Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung. 

Staatssekretär P a u l  erbittet anknüpfend an die in der Sitzung des Kabinettsrates am 20. 

August d.J. stattgefundene Verhandlung des Gegenstandes (vgl. Pkt. 5 des 

Kabinettsprotokolles Nr. 99) die Zustimmung des Kabinettsrates zur Erlassung einer 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des Telegraphen-, 

Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung mit folgender abgeänderter Fassung 

des § 5 Abs. 1: 

„Die Post- und Telegraphenämter werden insoweit in selbständige Postämter und 

selbständige Telegraphen- (Fernsprech-) Ämter geteilt als bei ihnen gegenwärtig für den 

Postbetriebsdienst einerseits und für den Telegraphen- und Fernsprechbetriebsdienst 

anderseits getrennte Abteilungen bestehen und die vollständige Trennung dieser Dienstzweige 

ohne Schädigung der dienstlichen Interessen und ohne Mehrkosten durchführbar ist.“7 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

4. 

Schleppgleisanlage in Bruck a.d. Mur; Behandlung als begünstigter Bau. 

Staatssekretär P a u l  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, die 

Herstellung einer normalspurigen Schleppgleisanlage von der Industriebahn der Oberdorfer 

Magnesitwerke G.m.b.H. Oberdorf – Bruck a.d. Mur zum Frachtenbahnhofe der Südbahn in 

Bruck a.d. Mur als begünstigten Bau im Sinne der Kais.Vdg. vom 16. Oktober 1914, R.G.Bl. 

Nr. 284, erklären zu dürfen. 

 

5. 

Eingliederung der Marine-Sektion in das liquidierende Kriegsministerium. 

Nach eingehender Darstellung der Sachlage beantragt Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  

im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

I. Der Kabinettsrat wolle den Generalliquidierungskommissär beauftragen, in der 

Gesandtenkonferenz der Sukzessionsstaaten den Antrag zu stellen, die Marinesektion als 

selbständige liquidierende Zentralstelle aufzulassen und bei gleichzeitiger Restringierung des 
                                                 
7  „R e s c h: Meine Bedenken sind nicht ganz getrennt, weil ich ausgeführt habe, dass ich eine Trennung in 

der untersten Instanz für bedenklich halte. Ich könnte nur dann zustimmen, wenn in den größeren Städten ein 
Telegraphenamt errichtet wird. 
F i n k: Ich glaube auch, dass es genügt. 
R e s c h: Ich weiß nicht, ob es stimmt, dass die D.Inst. und V.A. mit den Delegationen verhandelt und dass 
auch die V.A. und D.Inst. laut Technischer Union vom 30.7. veröffentlicht war. Man müsste die 
Organisationen aufmerksam machen, dass sie die Sachen nur zur Beratung und nicht zur Veröffentlichung 
bekommen. 
P a u l: Jene Organisationen …..“ [An dieser Stelle bricht das Stenogramm ab.] 
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Personalstandes als Abteilung dem liquidierenden Kriegsministerium einzugliedern, wobei 

das Bevollmächtigtenkollegium der Marinesektion aufzulösen, die Mitglieder desselben – 

falls dies erforderlich erscheinen sollte – als Marinefachmänner den einzelnen Vertretern im 

Bevollmächtigtenkollegium des liquidierenden Kriegsministeriums zuzuteilen wären. 

Für den Fall, dass der vom Generalliquidierungskommissär zu stellende Antrag von der 

Gesandtenkonferenz abgelehnt werden sollte, beantragt der sprechende Staatssekretär: 

II. Der Kabinettsrat wolle beschließen, dass der bisherige deutschösterreichische Vertreter 

im Bevollmächtigtenkollegium der Marinesektion durch einen Finanzbeamten zu ersetzen sei, 

welcher in unmittelbarer Unterordnung unter den General-Liquidierungskommissär im 

Bevollmächtigtenkollegium der Marinesektion die deutschösterreichischen Interessen, somit 

auch jene der deutschösterreichischen Handel- und Gewerbetreibenden und Industrielle 

wirksam und energisch zu vertreten hätte, gleichzeitig aber eine finanzielle Kontrolle über die 

gesamte Gebarung der Marinesektion durchzuführen hätte.8 

Der Kabinettsrat erhebt diese Anträge zum Beschluss. 

 

6. 

Gesetzentwurf über die Aufhebung der Steuerbegünstigung für Alkohol zur Herstellung von 

Heilmitteln. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  erbittet und erhält die Ermächtigung des 

Kabinettsrates zur Einbringung des Entwurfes eines Gesetzes über die Aufhebung der 

Steuerbegünstigung für Alkohol zur Herstellung von Heilmitteln. 

 

7. 

Einmaliger Zuschuss für Pensionsparteien. 

Im Auftrage des Staatssekretärs Dr. S c h u m p e t e r  führt Sektionschef Dr. G r i m m  

aus, dass mit dem Erlasse des deutschösterreichischen Staatsamtes für Finanzen vom 17. Mai 

1919, Z. 24.335, auf Grund des Kabinettsratsbeschlusses vom 9. April l.J. den in 

Deutschösterreich in Vorschreibung stehenden Pensionsparteien, und zwar den 

Staatsbediensteten des Ruhestandes, den Witwen und Waisen nach Staatsbediensteten, sowie 

den mit Gnadengaben beteilten Personen, welche die deutschösterreichische 

Staatsbürgerschaft besitzen, der deutschen Nation angehören und eine Aushilfe auf Grund der 

                                                 
8  „E l l e n b o g e n: Ich bin dafür, dass der Antrag in der Form I angenommen wird. 

B a u e r: Der Initiativantrag ist durchzusetzen. Der I. Antrag würde von der Gesandtenkonferenz einfach 
abgelehnt werden, aber ich bin mit der Form des Finanzamtes einverstanden. 
Antrag I angenommen: Einbringung in der Gesandtenkonferenz und wenn von der Gesandtenkonferenz 
abgelehnt wird II. Antrag.“ 
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Verordnung des Finanzministeriums vom 11. September 1918, R.G.Bl. Nr.334, genießen, ein 

einmaliger Zuschuss bewilligt worden sei. Dieser Zuschuss wurde im allgemeinen mit dem 2 

½ fachen der in der Verordnung vom 19. November 1917, R.G.Bl. Nr. 450, festgesetzten 

Beträge normiert. 

Mit Rücksicht darauf, dass den aktiven Staatsbediensteten – abgesehen von der ihnen im 

Juni l.J. zuteil gewordenen einmaligen Zuwendung – pro August l.J. ein neuerlicher Zuschuss 

zur Teuerungszulage bewilligt worden sei, wäre auch den erwähnten Pensionsparteien ein 

neuerlicher einmaliger Zuschuss, der im Monate August l.J. zur Auszahlung zu gelangen 

hätte, zu bewilligen. Das Ausmaß dieses Zuschusses wäre mit den pro November 1918 

normierten Beträgen zu bestimmen. (Die Beträge bewegen sich zwischen 30 K und 126 K). 

Was den Kreis der zu beteilenden Personen betreffe, so dürfte auch die Bewilligung dieses 

Zuschusses auf die in Deutschösterreich in Vorschreibung stehenden Pensionsparteien, 

welche die deutschösterreichische Staatsbürgerschaft besitzen und der deutschen Nation 

angehören und im Sinne des Erlasses des deutschösterreichischen Staatsamtes für Finanzen 

vom 12. Juni 1919, Z. 38.870 (Verlängerung der Wirksamkeit der 

Finanzministerialverordnung vom 11. September 1918, R.G.Bl. Nr. 334, bis Ende Dezember 

l.J.) eine Aushilfe beziehen, zu beschränken sein. 

Gegenüber der tschechoslovakischen Republik müsse allerdings nach dem Grundsatze der 

Gegenseitigkeit vorgegangen werden und zwar sei hier nachstehendes hervorzuheben: 

Da seitens der Regierung des tschechoslovakischen Staates zum 1. Februar und zum 1. Mai 

l.J. den in Böhmen, Mähren und Schlesien in Vorschreibung stehenden Pensionsparteien 

(ohne Rücksicht auf ihre Staats- oder Volkszugehörigkeit) je ein einmaliger Zuschuss in dem 

mit der Verordnung des Finanzministeriums vom 19. November 1917, R.G.Bl. Nr. 450, 

festgesetzten Ausmaße gewährt wurde, sei mit dem zitierten Erlasse des 

deutschösterreichischen Staatsamtes für Finanzen Z. 24.335/19 jenen in Deutschösterreich in 

Vorschreibung stehenden Pensionsparteien tschechoslovakischer Nationalität, welche die 

deutschösterreichische Staatsbürgerschaft besitzen, ein einmaliger Zuschuss im zweifachen 

Betrage der in den §§ 2 und 3 der Verordnung des Finanzministeriums vom 19. November 

1917, R.G.Bl. Nr. 450, festgesetzten Beträge flüssig gemacht worden. 

Laut Mitteilung des Liquidierungskommissärs des tschechoslovakischen 

Finanzministeriums in Wien sei nun seitens der tschechoslovakischen Regierung pro August 

l.J. bereits ein Abbau der einmaligen Zuschüsse zu den Ruhe- (Versorgungs-) Genüssen in 

Aussicht genommen und zwar sollen die Zuschüsse für diesen Monat nur mehr im Ausmaße 

von 50 % der zuletzt gewährten Beträge zur Auszahlung gelangen. 
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Es wäre daher jenen in Deutschösterreich in Vorschreibung stehenden Pensionsparteien 

tschechoslovakischer Nationalität, welche die deutschösterreichische Staatsbürgerschaft 

besitzen, ein einmaliger Zuschuss nur im halben Ausmaße der an die Pensionsparteien 

deutscher Nationalität zur Auszahlung gelangenden Beträge flüssig zu machen. 

Der (einmalige) Aufwand dieser Aktion dürfte für die Zivilstaatspensionisten mit etwa 6 

Millionen Kronen, für die Staatsbahnpensionisten mit etwa 4 Millionen Kronen, sohin 

zusammen mit ungefähr 10 Millionen Kronen zu veranschlagen sein. 

Das Staatsamt für Finanzen beantrage die Genehmigung dieser Verfügungen.9 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

8. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen über Änderungen in der Organisation der 

Finanzverwaltung. 

Sektionschef Dr. G r i m m  verweist darauf, dass mit dem Gesetze vom 19. Dezember 

1918, St.G.Bl. Nr. 135, betreffs Änderungen in der Organisation der Finanzverwaltung, die 

Trennung der Finanzverwaltung von der politischen Verwaltung durchgeführt worden sei. In 

Konsequenz dieser Verfügung sei mit der erwähnten Trennung auch eine Änderung in der 

Bezeichnung der bisher bei den Bezirkshauptmannschaften bestandenen Steuerabteilungen 

und in dem Titel des bisherigen zweiten Vorstehers der Finanzlandesbehörden, welchen 

nunmehr die oberste Leitung dieser Behörden zu übertragen sein wird, notwendigerweise 

verbunden. Zu diesem Zwecke sei im Grunde des § 4 des obgenannten Gesetzes vom 

Staatssekretär für Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Inneres eine 

Vollzugsanweisung in Aussicht genommen. Hiernach hätten die Steuerabteilungen fortan die 

Bezeichnung „Steueradministration“, die Vorsteher der Finanzlandesbehörden den Titel 

„Präsident der Finanzlandesdirektion” und deren Vertreter die Funktionsbezeichnung 

„Präsidentstellvertreter der Finanz-Landes-Direktion” zu führen. 

Der Kabinettsrat genehmigt die Erlassung der Vollzugsanweisung mit der Maßgabe, dass 

die Steuerabteilungen nicht die Bezeichnung „Steueradministration” sondern 

„Bezirkssteuerbehörde“ zu führen haben werden.10 

 
α B a u e r: Wäre es nicht möglich, dass man statt St.Administration Steuerverwaltung sagt. 

S c h u m p e t e r: Steuerverwaltung geht nicht weil der Beamte sonst St.Verw. hieße und das ist der 

                                                 
9  „R e s c h: Einverstanden, bitte aber um möglichst baldige Auszahlung, weil die Sache schon lange dauert. 

Angenommen.“ 
10  Anstelle dieses Absatzes findet sich im Stenogramm eine Wechselrede, die nicht in die Reinschrift 

aufgenommen wurde und im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Beamte des Steueramtes. 

F i n k: Bezirkssteueramt.  

S c h u m p e t e r: Bezirkssteueramt ist noch immer ein Steueramt und hätte einen manipulativen 

Beigeschmack.  

G r i m m: Es sind vorgeschlagen worden, Steuerbezirksbehörde.  

M i k l a s: Staatsamtei.11 

S c h u m p e t e r: Hätte auch manipulativen Charakter. 

B a u e r: Bezirkssteuerbehörde. α12 

 

α H a n u s c h: Beamte, die mit Ein- und Ausfuhrscheinen zu tun haben, sich große Bestätigungen 

zuschulden kommen lassen. Die Ämter, die damit zutun haben, sollen eine entsprechende Kontrolle ausüben.  

S c h u m p e t e r: Wiener Verkehrsbüro, Finanzamt und V.E.A. kommen in Betracht. Die leitenden 

Beamten meines Amtes sind außer Zweifel. Weg mit Ein-, Durch- und Ausfuhrbewilligungen. 

P a u l:  

B a u e r: Die Kontrolle ist furchtbar schwer. Das Wichtigste wäre, wenn ein Staatssekretär, dem das 

zugetragen wird, seinen Gewährsmann dazu zu bringen trachtet, gegen wen sich sein Verdacht richtet. Man 

sollte mit dem Abbau dieser Verbände ...13 α 

                                                 
11  Amtei: Siehe Duden 1918. 
12  Im Stenogramm findet sich die Behandlung einer weiteren Materie, die nicht in die Reinschrift aufgenommen 

wurde und im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
13 An dieser Stelle bricht das Stenogramm ab. 










































